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 Veröffentlicht am 14.01.2014

Index

34 Monopole;

Norm

GSpG 1989 §54;

Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident Dr. Holeschofsky sowie Hofrat Dr. Köhler und

Hofrätin Mag. Nussbaumer-Hinterauer als Richter, unter Beiziehung der Schriftführerin Mag. Fries, über die

Beschwerde des 1.) Z S, der 2.) G KG, beide in Wien, beide vertreten durch Dr. Fritz Wennig, Rechtsanwalt in 1010 Wien,

Schau?ergasse 6, gegen den Bescheid des Unabhängigen Verwaltungssenates Wien vom 24. April 2013, Zl. UVS-

06/V/10/2138/2013-10, betreffend Einziehung nach dem Glücksspielgesetz, zu Recht erkannt:

Spruch

Der angefochtene Bescheid wird wegen Rechtswidrigkeit seines Inhaltes aufgehoben.

Der Bund hat den beschwerdeführenden Parteien Aufwendungen in Höhe von insgesamt EUR 1.346,40 binnen zwei

Wochen bei sonstiger Exekution zu ersetzen.

Begründung

Mit erstinstanzlichem Bescheid der Landespolizeidirektion Wien vom 22. Jänner 2013 wurde gegenüber den

beschwerdeführenden Parteien die Einziehung eines Glücksspielgerätes und eines Steckschlüssels gemäß § 54

Abs. 1 Glücksspielgesetz (GSpG) angeordnet.

Mit dem angefochtenen Bescheid gab die belangte Behörde der gegen den erstinstanzlichen Bescheid erhobenen

Berufung keine Folge.

Gegen diesen Bescheid richtet sich die vorliegende Beschwerde, in welcher Rechtswidrigkeit des Inhaltes und in eventu

Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von Verfahrensvorschriften geltend gemacht werden.

Die belangte Behörde legte die Verwaltungsakten vor und beantragte, die Beschwerde als unbegründet abzuweisen.

Der Verwaltungsgerichtshof hat erwogen:

Der Beschwerdefall gleicht in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht in den entscheidungswesentlichen Punkten jenem,

der vom Verwaltungsgerichtshof mit hg. Erkenntnis vom 14. November  2013, Zl. 2013/17/0056, entschieden wurde. Im

Einziehungsverfahren gemäß § 54 GSpG kommt demnach den Verwaltungsbehörden keine Zuständigkeit zur
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Entscheidung zu, wenn auf den einzuziehenden Glücksspielgeräten mit Einsätzen von mehr als EUR 10,-- pro Spiel

gespielt werden konnte. Gemäß § 43 Abs. 2 VwGG wird auf die Entscheidungsgründe des genannten Erkenntnisses

verwiesen.

Die belangte Behörde hat im angefochtenen Bescheid lediglich Feststellungen zu den Höchsteinsätzen bei dem

anlässlich der Kontrolle durchgeführten Spiel ("Money Bee") getroJen, sodass der angefochtene Bescheid wegen

Rechtswidrigkeit des Inhalts gemäß § 42 Abs. 2 Z. 1 VwGG aufzuheben war, ohne dass auf das weitere

Beschwerdevorbringen eingegangen werden musste.

Von der von den beschwerdeführenden Parteien beantragten mündlichen Verhandlung konnte gemäß § 39 Abs. 2 Z. 4

und 6 VwGG abgesehen werden. Der Anforderung des Art. 6 Abs. 1 EMRK wurde durch die Durchführung einer

öffentlichen, mündlichen Verhandlung vor der belangten Behörde, einem Tribunal im Sinne der EMRK, Genüge getan.

Die Kostenentscheidung gründet auf den §§ 47 J VwGG aF in Verbindung mit der VwGH-Aufwandersatzverordnung

2008, BGBl. II Nr. 455 (§ 79 Abs. 11 VwGG).

Wien, am 14. Jänner 2014
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